
BVerfG bestimmt seine Rolle beim Grundrechts-

schutz in Europa neu 

B. v. 6.11.2019 (1 BvR 16/13) – Recht auf Vergessen I 

(LS 1): 

a) Unionsrechtlich nicht vollständig determiniertes in-

nerstaatliches Recht prüft das Bundesverfassungsge-

richt primär am Maßstab der Grundrechte des Grund-

gesetzes, auch wenn das innerstaatliche Recht der 

Durchführung des Unionsrechts dient.  

b) Die primäre Anwendung der Grundrechte des Grund-

gesetzes stützt sich auf die Annahme, dass das Uni-

onsrecht dort, wo es den Mitgliedstaaten fachrechtli-

che Gestaltungsspielräume einräumt, regelmäßig 

nicht auf eine Einheitlichkeit des Grundrechtsschut-

zes zielt, sondern Grundrechtsvielfalt zulässt.  

Es greift dann die Vermutung, dass das Schutzniveau 

der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

durch die Anwendung der Grundrechte des Grundge-

setzes mitgewährleistet ist.  

c) Eine Ausnahme von der Annahme grundrechtlicher 

Vielfalt im gestaltungsoffenen Fachrecht oder eine 

Widerlegung der Vermutung der Mitgewährleistung 

des Schutzniveaus der Charta sind nur in Betracht zu 

ziehen, wenn hierfür konkrete und hinreichende An-

haltspunkte vorliegen.   



BVerfG, B. v. 6.11.2019 (1 BvR 276/17) – Recht auf 

Vergessen II (LS 1 – 3) 

1. Soweit die Grundrechte des Grundgesetzes durch den 

Anwendungsvorrang des Unionsrechts verdrängt 

werden, kontrolliert das Bundesverfassungsgericht 

dessen Anwendung durch deutsche Stellen am Maß-

stab der Unionsgrundrechte. Das Gericht nimmt hier-

durch seine Integrationsverantwortung nach Art. 23 

Abs. 1 GG wahr.  

2. Bei der Anwendung unionsrechtlich vollständig ver-

einheitlichter Regelungen sind nach dem Grundsatz 

des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts in aller 

Regel nicht die Grundrechte des Grundgesetzes, son-

dern allein die Unionsgrundrechte maßgeblich. Der 

Anwendungsvorrang steht unter anderem unter dem 

Vorbehalt, dass der Schutz des jeweiligen Grund-

rechts durch die stattdessen zur Anwendung kom-

menden Grundrechte der Union hinreichend wirksam 

ist.  

3. Soweit das Bundesverfassungsgericht die Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union als Prüfungs-

maßstab anlegt, übt es seine Kontrolle in enger Ko-

operation mit dem Europäischen Gerichtshof aus. 

Nach Maßgabe des Art. 267 Abs. 3 AEUV legt es 

dem Gerichtshof vor.  

 


